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Generaldirektion Information

FORMULAR

FINANZHILFEANTRAG

Referenznummer des Themas, zu dem dieser Vorschlag vorgelegt wird:

INFO/2008 / ...... / ......

WICHTIGER HINWEIS 

-
Diese Referenznummer ist eine Pflichtangabe. Ihr Vorschlag wird nicht bewertet, wenn die Nummer des Themas auf dieser Seite nicht eindeutig ersichtlich ist. Geben Sie deutlich „Referenznummer des Themas: 1, 2, 3 oder 4“ an (die Nummern der Themen sind der Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen zu entnehmen).

-
Bevor Sie das Formular ausfüllen, lesen Sie bitte die betreffende Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen, die Beschreibung der Themen, den Leitfaden für Antragsteller, den Entwurf der Vereinbarung über eine Finanzhilfe und die Bedingungen genau durch, da all diese Unterlagen wichtige Informationen für den Antragsteller enthalten.

-
Unvollständige Formulare werden nicht berücksichtigt. Die Formulare müssen maschinenschriftlich ausgefüllt und auf A4-Bögen ungebunden in einem Ordner eingereicht werden. 

1. Angaben zum Antragsteller
	In lateinischen Schriftzeichen auszufüllen

1.1      Identität des antragstellers

Vollständige amtliche Bezeichnung:

Kurzform oder Akronym:

Rechtsform (Kapitalgesellschaft, Wohlfahrtseinrichtung usw.):

Rechtsfähigkeit: 

Amtliche Registriernummer: 

Umsatzsteuer-Identifikationsnummer: 



	Anschrift des Antragstellers:

· Straße: 

· Nr.:

· Postleitzahl:

· Ort:

· Land:

· Tel.:

· Fax:

· E-Mail:

· Internet:

Verantwortliche(r) für den Antrag und für die Unterzeichnung der endgültigen Finanzhilfevereinbarung 

(Die betreffende Person muss befugt sein, im Namen der antragstellenden Einrichtung rechtsverbindliche Verpflichtungen einzugehen).

· Name:

· Funktion:

· Tel.:
· Fax:
· E-Mail:


	Ansprechpartner: (Dies ist die einzige Person, zu der im Zuge des Bewertungsverfahrens Kontakt aufgenommen wird, und zwar ausschließlich per E-Mail, um weitere Informationen anzufordern und Angaben zum aktuellen Stand des Verfahrens zu machen - achten Sie daher bitte darauf, dass im Falle der Abwesenheit dieser Person Nachrichten an eine Vertretung weitergeleitet werden).

· Name:

· Funktion:

· Tel.:
· Fax:
· E-Mail:



	1.2      Bankverbindung
Das im Rahmen der Maßnahme, für die die Finanzhilfe beantragt wird, verwendete Bankkonto muss die Identifizierung der vom Parlament gezahlten Beträge eindeutig ermöglichen.
Name der Bank:
Anschrift der kontoführenden Zweigstelle:
Genaue Bezeichnung des Kontoinhabers (in der Regel Name der Organisation):
Vollständiger IBAN-Code des Bankkontos:

Bitte achten Sie darauf, dass Sie das an diesen Antrag angehängte Finanz-Kennblatt von Ihrem Geldinstitut unterschrieben und mit einem Stempel versehen, beilegen.


	1.3      Tätigkeiten und Ziele des Antragstellers
· Datum der Gründung der antragstellenden Organisation/Firma:
· Satzungsziele:
· Derzeitig(r) Haupttätigkeitsbereich(e):

· Wichtigste abgeschlossene bzw. gegenwärtig durchgeführte Maßnahmen in dem Bereich, der Gegenstand des vorliegenden Antrags ist:




	1.4      Sonstige Finanzierungen durch die Gemeinschaft
1.4.1 In den letzten 2 Rechnungsjahren von EG-Einrichtungen direkt oder indirekt erhaltene Finanzhilfen, Aufträge oder Darlehen der Gemeinschaft.

Zu jeder Finanzhilfe bzw. zu jedem Auftrag oder Darlehen ist anzugeben:

(so oft wie notwendig zu wiederholen)

· das betreffende Gemeinschaftsprogramm (falls zutreffend):

· Bezeichnung des Projekts:

· die Einrichtung der Europäischen Gemeinschaften und die Abteilung, die die jeweilige Entscheidung getroffen hat: 

· Jahr der Gewährung bzw. Vergabe sowie Anfangs- und Endtermin der Maßnahme:

· Höhe der Finanzhilfe, des Darlehens bzw. des Auftragswerts:
1.4.2 Anträge auf Finanzhilfen oder Darlehen bzw. Dienstleistungsangebote, die im Laufe des Rechnungsjahres bei den EG-Einrichtungen eingereicht wurden (bzw. noch eingereicht werden) und über die noch keine endgültige Entscheidung getroffen wurde:

Zu jeder Finanzhilfe bzw. zu jedem Auftrag oder Darlehen ist anzugeben:

(so oft wie notwendig zu wiederholen)

· das betreffende Gemeinschaftsprogramm (falls zutreffend):

· Bezeichnung des Projekts:

· die Einrichtung der Europäischen Gemeinschaften und die Abteilung, die die jeweilige Entscheidung zu treffen hat:

· Geplanter Anfangs- und Endtermin der Maßnahme:

· Geschätzte Höhe der Finanzhilfe, des Darlehens bzw. des Auftragswerts:

Hinweis: Der Antragsteller ist verpflichtet, die Generaldirektion INFORMATION des Europäischen Parlaments, bei der der vorliegende Antrag gestellt wird, umgehend über sämtliche Anträge auf Finanzhilfen zu unterrichten, die NACH dem vorliegenden Antrag auf Finanzhilfe bei anderen Dienststellen des Parlaments oder anderen EG-Einrichtungen gestellt oder von diesen genehmigt wurden.

1.5 Finanzielle Leistungsfähigkeit des Antragstellers während der Durchführung der geplanten Massnahme

In dieser Rubrik hat der Antragsteller anzugeben, dass er über stabile und ausreichende Mittel verfügt, um seine Geschäftstätigkeit während des Durchführungszeitraums der Maßnahme, fortführen und sich an deren Finanzierung beteiligen zu können. 

In diesem Zusammenhang sind die nachstehenden Kenngrößen (auf der Grundlage der letzten beiden abgeschlossenen Geschäftsjahre) anzugeben. Zahlenangaben bitte in EURO:

                                                                                  Rechnungsjahr N                 Rechnungsjahr N‑1

Umsatz bzw. entsprechende Zahlen:

Ertrag oder entsprechende Zahlen:

Bilanzgesamtsumme oder Budgetgesamtsumme:

Eigenkapital bzw. entsprechende Zahlen:

Mittel- und langfristige Verbindlichkeiten:

Kurzfristige Verbindlichkeiten (< 1 Jahr):

Diese Information ersetzt die Anforderung zur Einreichung der offiziellen Jahresabschlüsse der Einrichtung, die Sie unter Punkt 6 der Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen einreichen müssen und die als Auswahlkriterium notwendig sind, nicht.

Etwaige Bürgschaften und Garantien Dritter:

Weitere Angaben zum Nachweis der finanziellen Leistungsfähigkeit:

Etwaige Risiko- oder Unsicherheitsfaktoren hinsichtlich der Durchführung:
Anzahl der Planstellenmitarbeiter (auf Grundlage eines Arbeitsvertrags vergütetes Personal) (bitte als Zahl angeben):

Vollzeitmitarbeiter................................................................

Teilzeitmitarbeiter................................................................

1.5.1   VERANSCHLAGTE GESAMTKOSTEN DER VORGESCHLAGENEN MASSNAHME:        EUR

BEANTRAGTER BEITRAG DER GD INFORMATION:        EUR


ANHANG I

2.
   Angaben zu der massnahme, für die die finanzhilfe beantragt wird
	2.1     Beschreibung der Massnahme
Bezeichnung der Maßnahme:..............................................................................................................................
Spezifisch(e) Ziel(e): (Bitte beschreiben Sie Ihre Zielsetzungen im Hinblick auf die vorgeschlagene Maßnahme und den Bezug zu den Zielen, die in der Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen dargelegt wurden. Beschreiben Sie die Zielgruppe(n) und die Anzahl der zu erwartenden Personen (Zuschauer, Teilnehmer).)
Ausführliche Beschreibung der Maßnahme: (Bitte legen Sie eine klare und detaillierte Erklärung vor, was genau im Rahmen Ihres Vorschlages geplant ist, inklusive der Termine oder Events und den Hauptphasen des Projekts, inklusive der Sitzungs- bzw. Austragungsorte)

Organisation / Durchführung: (Bitte beschreiben Sie das Gesamtkonzept des Projekts, die Art auf die es organisiert wird; kommentieren Sie hier insbesondere die Qualifikation, Fachkenntnisse und Erfahrung der hierfür abgestellten Mitarbeiter, insbesondere hinsichtlich des Projektmanagements, beurteilen Sie bitte die Kapazitäten innerhalb Ihrer Einrichtung ein solches Projekt durchzuführen; falls zutreffend, beschreiben Sie bitte die genauen Aufgaben in Bezug auf das Projekt, die Sie vorhaben, an andere Einrichtungen, Firmen oder Gesellschaften als Unterauftragnehmer weiterzuleiten und die in Rechnung gestellt werden; falls zutreffend detaillieren Sie genau, welche Aufgaben direkt vom Bewerber und welche von Partnerorganisationen ausgeführt werden.)
Erwartete Ergebnisse und deren Nutzung: (Bitte legen Sie dar, welche Ergebnisse Sie durch Ihr Projekt  zu erreichen hoffen; beschreiben Sie detailliert, wie die Ergebnisse verbreitet werden (auf welche Art und an wen?), erläutern Sie, welche Form und Methode verwendet werden, Ihre Aktivitäten öffentlich bekannt zu machen und auf welche Art und Weise, dies zur Sichtbarkeit dieses Projekts beiträgt; bitte liefern Sie eine Erläuterung, was genau dem Europäischen Parlament nach Beendigung des Projekts geliefert wird)

(bitte bei Bedarf weitere Seiten anfügen)

Soll die Vereinbarung über die Finanzhilfe in Englisch, Französisch oder Deutsch ausgefertigt werden? (bitte angeben) 

......................................................................................................


	2.2  Dauer der Massnahme und zusammengefasster Zeitplan für die Durchführung der Massnahme
Der Förderzeitraum bestimmt sich nach dem für die Durchführung der Maßnahme vorgesehenen Zeitraum. 
(Der Antragsteller wird darauf hingewiesen, dass gemäß der Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften die rückwirkende Gewährung von Finanzhilfen nicht zulässig ist. Bei der Berechnung des endgültigen Betrags der Finanzhilfe ist zu beachten, dass Ausgaben, die vor der Unterzeichnung einer Finanzhilfevereinbarung anfallen, nicht förderfähig sind. Projekte, die einen Anfangs- und Endtermin nennen, der nicht in das festgelegte Zeitfenster der Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen fällt, werden automatisch bei der Auswertung der Ausschlusskriterien abgelehnt)
In dieser Rubrik ist nachweislich Folgendes anzugeben:

· das voraussichtliche Anfangs- und Enddatum der Maßnahme:

Anfangsdatum:......................... (Termin des Beginns der Tätigkeiten eintragen)

Enddatum:................................ (Termin des Abschlusses der Tätigkeiten eintragen)

· Zeitplan für die einzelnen Phasen der Durchführung der Maßnahme bzw. des Arbeitsprogramms unter Angabe der wichtigsten Schlüsseltermine sowie der in den einzelnen Phasen anvisierten Ziele/Ergebnisse: (bitte bei Bedarf weitere Seiten anfügen)



	2.3      Mitwirkung von Drittunternehmen an der Durchführung der Massnahme 
(NB: Unter Partnerorganisation versteht man ein Unternehmen, das zum Verlauf der Maßnahmen beiträgt, reale Kosten auf sich nimmt und diese dem Europäischen Parlament via des begünstigten Unternehmens mitteilt und an dieselben Auflagen und Bedingungen gebunden ist, wie das begünstigte Unternehmen. Ein Subunternehmen ist ein Unternehmen, das per Vertrag beauftragt ist, bestimmte Aufgaben auszuführen oder Dienstleistungen zur Realisierung des Projekts zu erbringen, und das diese Dienste gegen Rechnung ausführt)

(Bitte geben Sie deutlich an, ob das Drittunternehmen ein Partner oder ein Subunternehmen ist; Bitte geben Sie Name(n) und Anschrift(en) der Drittunternehmen an. Falls es sich um Subunternehmen handelt, beschreiben Sie bitte die Prozedere, die auf die Vergabe des Auftrags folgen. Falls es sich um einen Partner handelt, beschreiben Sie bitte die getroffenen Vereinbarungen, die im Hinblick auf die Aufteilung der geforderten Finanzhilfe vereinbart wurden, und geben Sie im Haushaltsplan unter Punkt 3 an, welche Kosten vom Antragsteller und welche vom Partner übernommen werden. Beschreiben Sie die Aufgaben, die von jeder einzelnen Partei ausgeführt werden: Bewerber, Partner und Subunternehmen).




	3.  Kostenvoranschlag für die Massnahme, für die eine Finanzhilfe beantragt wird                            ANHANG II
Der Kostenvoranschlag muss detailliert, ausgeglichen (Ausgleich zwischen förderfähigen Kosten und Finanzierung) und in EUR aufgestellt sein.

Der Antragsteller bestätigt, dass die nachstehend angegebenen Kosten zwingend und unmittelbar bei der Durchführung der Maßnahme entstehen. 

	A — FÖRDERFÄHIGE KOSTEN
	EUR
	B — FINANZIERUNG
	EUR

	A.1) Kosten für das zur Durchführung der Maßnahme eingesetzte Personal

A.2) Reise- und Aufenthaltskosten für das zur Durchführung der Maßnahme eingesetzte Personal

A.3) Kosten für die Anschaffung von Ausrüstungsgegenständen

A.4) Kosten für Betriebsmittel und Zubehör

A.5) Kosten für Unterauftragsvergabe

A.6) Sonstige etwaige direkte Kosten

A.7) Indirekte Kosten / Gemeinkosten

	
	B.1) Erwartete direkte Einnahmen aus der Maßnahme (z.B. Seminargebühren, Verkauf von Waren usw.)

B.2) Beitrag des Antragstellers

B.3) Beitrag anderer externer Geldgeber

B.4) beim PARLAMENT beantragter Beitrag


	

	GESAMTKOSTEN
	
	GESAMTFINANZIERUNG
	


3.1      AUFSCHLÜSSELUNG DER FÖRDERFÄHIGEN KOSTEN NACH KATEGORIE
A.1    Personalkosten
Dieser Abschnitt bezieht sich ausschließlich auf das Personal der Einrichtung. Freiberufliche Angestellte und Subunternehmen, die aufgrund von Rechnungen bezahlt werden, werden unter Punkt A.5 "Kosten der Unteraufträge" benannt. 

	Name (a)
	Funktion (b)

(Stellung oder Titel in der Organisation)
	Status (c) (unbefristet/befristet beschäftigt) 
	Vollständige monatliche Lohnkosten

In EUR (d) (berechnen Sie keine anteiligen Gehälter - wir benötigen die vollständigen Gehaltskosten)
	Dauer (e)

der Arbeit an der Maßnahme

(in Monaten/Tagen)
	EUR GESAMT 

d x e


	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	Kategorie

GESAMT

	


A.2    Reise- und Aufenthaltskosten 

	Reiseziel (a)

Von - nach
	Grund für die Reise (b)
	Zahl der Teilnehmer (c)
	Zahl der vorge​sehenen Über​nach​tungen (d)
	Gesamtheit der Hotelkosten für alle Teilnehmer und alle Übernach​tungen (e)

EUR
	Gesamtheit der Reise​kosten für alle Teilnehmer (f)

EUR
	Gesamtheit der Aufenthaltskosten für alle Teilnehmer und alle Übernachtungen (g)

EUR
	Gesamtkosten der Dienstreise für alle Teilnehmer je Dienstreise

 (e) + (f) +(g)

	-
	
	
	
	
	
	
	

	-
	
	
	
	
	
	
	

	Kategorie GESAMT

	
	
	
	
	
	
	


A.3    Kosten der Anschaffung neuer Ausrüstungsgüter (nur abschreibung)
 

Bitte beachten Sie, dass nur speziell für die vorgeschlagene Maßnahme erworbene Ausrüstungsgegenstände in diese Kategorie fallen - normales Büromaterial wird in der Kategorie "indirekte Kosten" erwähnt

	Art der Ausrüstung
	Datum des Erwerbs bzw. geplanten Erwerbs
	Anschaffungs​kosten 

EUR
	Methode zur Berechnung der Abschreibung
	Förderfähige Kosten im Rahmen der Maßnahme

EUR



	
	
	
	
	

	
	
	
	
	

	
	
	
	
	

	Kategorie GESAMT 

	
	
	
	


A.4    Betriebsmittel und material speziell für die vorgfeschlagnen Massnahmen (falls nicht unter den indirekten Kosten erfasst) 

	Art der Kosten (a)
	Menge (b)
	Kosten je Einheit (c)

EUR
	GESAMT

(b x c) 

EUR

	
	
	
	

	
	
	
	

	Kategorie GESAMT 

	
	
	


A.5     Kosten der Unteraufträge 

	Unterauftragnehmer (falls bereits ausgewählt)
	Begründung für die Auswahl (falls bereits erfolgt)
	Art der in Auftrag gegebenen Aufgabe(n)
	Angewandtes Vergabeverfahren
	Gesamt​kosten

EUR

	
	
	
	
	

	
	
	
	
	

	Kategorie GESAMT 


	
	
	
	


A.6     Sonstige direkte Kosten, die nicht in einer der anderen obigen kategorien genannt wurden (bitte angeben)

Diese Kosten können Kosten für den Druck, besondere Verbreitungsarten, Werbung, Mieten für Veranstaltungsorte, Miete für Ausrüstung, Reisekosten für Redner und Teilnehmer, lokale Transportkosten, Miete für Dolmetschkabinen, Honorare für externe Redner, das Empfangsteam, Kosten für die Wiedergabe (Fotokopien etc.) beinhalten. Diese Kosten werden gegen Vorlage von Rechnungen durch den Antragsteller erstattet. Bitte lassen Sie Personalkosten oder Kosten, die durch Unterauftragsnehmer verursacht werden in dieser Kategorie aus.

	Beschreibung und genaue Aufführung der Kosten (a)
	Menge (b)
	Kosten je Einheit 

EUR (c)
	Gesamtkosten 

(b x c) 

EUR

	
	
	
	

	
	
	
	

	Kategorie GESAMT 

	
	
	


A.7   Indirekte Kosten (Gemeinkosten
) in Höhe von maximal 7% der förderfähigen direkten Kosten 

	Beschreibung der Kosten
	Kosten


	Prozentualer Anteil an den gesamten Projektkosten

	
	
	

	Kategorie GESAMT 

	
	


4.
Sonstige externe Finanzierungsquellen, ausgenommen Finanzhilfen der Gemeinschaft
	Für jeden externen Geldgeber sind folgende Angaben zu machen. 

4.1 MITTELZUSAGEN
Jeder Geldgeber muss eine Erklärung über den zugesagten Finanzbeitrag unterzeichnen, die dem Antrag beizufügen ist. 

(bei Bedarf weitere Exemplare dieses Blatts beifügen.)

· Vollständige offizielle Bezeichnung:

· Rechtsform:

· Anschrift:

· Tätigkeiten:

· Registriernummer der Einrichtung im Firmenregister

· Zuständiger Mitarbeiter des Geldgebers, der die Verpflichtungserklärung unterzeichnet hat (Name/Vorname, Titel oder Funktion):

· Höhe des Beitrags, den die Organisation für die betreffende Maßnahme zusagt:

· Etwaige Bedingungen oder Vorbehalte:

4.2 SONSTIGE MITTEL, DIE BEANTRAGT WURDEN, DIE DERZEIT BEANTRAGT WERDEN ODER DEREN BEWILLIGUNG NOCH AUSSTEHT
(bei Bedarf weitere Exemplare dieses Blatts beifügen)
· Einrichtung/Organisation:

· Anschrift:

· Tätigkeiten:

· Höhe der beantragten Mittel:

· Etwaige Bedingungen oder Vorbehalte:


5. Erklärung des Antragstellers

(Von der verantwortlichen Person auszufüllen und zu unterzeichnen, die in Absatz 1.1 dieses Antrags genannt wurde)

	Der/die Unterzeichnete ………, der/die zur Vertretung der antragstellenden Einrichtung bevollmächtigt ist, beantragt hiermit beim Parlament eine Finanzhilfe in Höhe von …… EUR für die Durchführung der Maßnahme unter den im vorliegenden Antrag beschriebenen Bedingungen.
Ich bestätige hiermit, dass die im vorliegenden Antrag enthaltenen Angaben richtig sind und die antragstellende Einrichtung keine anderen gemeinschaftlichen Finanzhilfen erhalten oder andere Anträge auf Finanzhilfen durch die Gemeinschaft für die Durchführung der Maßnahme, die Gegenstand dieses Antrags auf Finanzhilfe ist, gestellt hat.
Ich erkläre hiermit ehrenwörtlich, dass auf die Einrichtung, welche diesen Antrag auf Finanzhilfe gestellt hat, keines der Ausschlusskriterien für die Teilnahme an den gemeinschaftlichen Finanzhilfeprogrammen zutrifft, und erkläre zu diesem Zweck, dass die oben angegebene Einrichtung:
-
sich nicht im Konkursverfahren, in Liquidation oder im gerichtlichen Vergleichsverfahren befindet oder ihre gewerbliche Tätigkeit eingestellt hat oder sich aufgrund eines in den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften vorgesehenen gleichartigen Verfahrens in einer vergleichbaren Lage befindet oder gegen sie vergleichbare Verfahren eingeleitet worden sind;

-
nicht aufgrund eines rechtskräftigen Urteils aus Gründen bestraft worden ist, die ihre berufliche Zuverlässigkeit in Frage stellen;

-
im Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit keine schwere Verfehlung begangen hat, die vom Auftraggeber nachweislich festgestellt worden ist;

-
ihren Verpflichtungen zur Zahlung von Sozialabgaben bzw. ihrer Pflicht zur Entrichtung ihrer Steuern nach den Rechtsvorschriften des Landes ihrer Niederlassung nachgekommen ist;

-
nicht rechtskräftig wegen Betrug, Korruption, Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung oder einer anderen gegen die finanziellen Interessen der Gemeinschaften gerichteten Handlung verurteilt worden ist;

-
sich keiner schweren Vertragsverletzung wegen Nichterfüllung ihrer vertraglichen Verpflichtungen im Zusammenhang mit einer Auftragsvergabe oder der Vergabe einer anderen Finanzhilfe aus dem Gemeinschaftshaushalt schuldig gemacht hat und keine entsprechende Vertragsverletzung festgestellt worden ist.

Es ist mir bekannt, dass gemäß der Haushaltsordnung vom 25. Juni 2002
, für den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften gegen Antragsteller, die falsche Angaben machen, im Rahmen der vorstehend angegebenen Ordnung verwaltungsrechtliche und finanzielle Sanktionen ergriffen werden können.
Die verwaltungsrechtlichen Sanktionen sehen den Ausschluss von Aufträgen und Finanzhilfen, die aus Mitteln des Gemeinschaftshaushalts vergeben werden, für eine Dauer von maximal zwei Jahren ab dem Zeitpunkt vor, an dem in einem kontradiktorischen Verfahren in Anwesenheit des Antragstellers der Verstoß festgestellt wurde. Bei Rückfälligkeit innerhalb von fünf Jahren nach dem ersten Verstoß kann die Ausschlussdauer auf drei Jahre heraufgesetzt werden. Gegen Antragsteller, die falsche Angaben vorlegen, wird darüber hinaus eine finanzielle Sanktion in Höhe von 2% bis 10% des Werts der Finanzhilfe verhängt. Bei Rückfälligkeit innerhalb von fünf Jahren nach dem ersten Verstoß kann dieser Satz auf 4% bis 20% angehoben werden.

Name / Vorname:

Unterschrift und Dienststempel des Antragstellers:

Datum:



	Ihr Antrag auf Finanzhilfe wird in einem DV-gestützten System verarbeitet. Die Verarbeitung personenbezogener Daten (z.B. Name, Anschrift, Lebenslauf) erfolgt entsprechend den Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2000 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und zum freien Datenverkehr.
 Die Antworten auf die Fragen dieses Fragebogens werden zur Auswertung Ihres Antrags auf Finanzhilfe benötigt und werden ausschließlich hierfür durch das für das Programm gemeinschaftlicher Beihilfen zuständige Referat verarbeitet. Sie können auf Anfrage die Mitteilung der personenbezogenen Daten anfordern und diese berichtigen oder ergänzen. Bei Fragen zu diesen Daten wenden Sie sich bitte an die Dienststelle des Parlaments, an die das Formular zurückzusenden ist. Gegen die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten können Sie jederzeit beim Europäischen Datenschutzbeauftragten eine Beschwerde einreichen. 



	Begleitunterlagen, die dem Antrag auf eine Finanzhilfe beizufügen sind



	 Unterlagen, die dem Antrag auf eine Finanzhilfe grundsätzlich beizufügen sind


	(1) Ordnungsgemäß ausgefülltes Antragsformular und unterzeichnete Erklärung des Vertreters der antragstellenden Einrichtung. (Unvollständige Anträge werden generell abgelehnt.) 


(2) Offizielle Jahresabschlüsse des Antragstellers (bzw. Jahreshaushalt, wenn es sich um eine öffentliche Behörde handelt) der letzten abgeschlossenen Geschäftsperioden - der offiziell registrierten Abschlüsse.

(3) Satzung und Bescheinigung der amtlichen Eintragung (sofern es sich bei dem Antragsteller nicht um eine öffentliche Behörde handelt) 

(4) Lebensläufe der wichtigsten Personen, die Aufgaben im Zusammenhang mit dem geförderten Projekt erfüllen

(5) Jahresbericht der Organisation für das Vorjahr oder detaillierte Beschreibung der Haupttätigkeiten

(6) Ordnungsgemäß unterzeichnete Verpflichtungserklärungen der kofinanzierenden Einrichtungen, in denen der Betrag der Kofinanzierung konkret angegeben ist oder mitgeteilt wird, wann die Entscheidung über die Kofinanzierung getroffen werden soll

(7) Bitte füllen Sie die Zusammenfassung auf der letzten Seite dieses Antrags (weiter unten) deutlich aus. Die GD Information wird den Erhalt der Anträge per E-Mail bestätigen und dem Vorschlag eine Referenznummer geben. Diese  Empfangsbestätigung wird dem Ansprechpartner, der unter Punkt 1.1 (Kontaktperson) dieses Antrages genannt wurde, zugestellt.




ZUSAMMENFASSUNG

Die unten gegebenen Informationen müssen den Angaben der vorangehenden Seiten dieses Antrags genau entsprechen.
Thema INFO 2008/........................(wählen Sie die Referenznummer eines Themas: 1, 2, 3 oder 4)

Identität des Antragstellers (Vollständige amtliche Bezeichnung): ................................

Adresse des Antragstellers

Straße: ............................................................................................................................

Nummer:.........................................................................................................................

Postleitzahl: ....................................................................................................................

Ort: .................................................................................................................................

Land: ..............................................................................................................................

Kontakt Person 

Titel (Herr/Frau/...): .............

Name: ............................................................................................................................

Internationale Telefonnummer: ....................................................................................

E-Mail: ..............................................@........................................................................

geschätzte Gesamtkosten der vorgeschlagenen Maßnahme:  €...............................

Von der GD Information geforderter Beitrag:  €.....................................................

Bevorzugte Sprache im Falle einer Vereinbarung über die Finanzhilfe (bitte wählen Sie Englisch, Französisch oder Deutsch): ....................................................................
� 	Die in dieser Rubrik einzutragenden Angaben sind aus amtlichen Unterlagen zu entnehmen, d. h. bei privatrechtlichen Einrichtungen aus dem Handelsregister, der Satzung oder aus vergleichbaren Unterlagen.


� 	Prozessfähigkeit des Antragstellers (Fähigkeit zur Prozessführung, zur Klageerhebung vor Gericht) entsprechend den auf ihn anwendbaren einzelstaatlichen Rechtsvorschriften: mit „Ja“ oder „Nein“ beantworten.


� 	Entfällt, wenn es sich bei dem Empfänger um eine öffentlich-rechtliche Einrichtung handelt.


� 	Eine Befreiung von der Mehrwertsteuerpflicht ist anhand der geltenden einzelstaatlichen Rechtsvorschriften nachzuweisen.


� 	ggf. Angabe der innerhalb der EG-Einrichtung zuständigen Einheit.


� 	Personalkosten: Tatsächliche Arbeitsentgelte einschließlich Sozialabgaben und sonstiger in die Vergütung eingehender Kosten; ausschließlich aller sonstigen Kosten.


� 	Die Ausrüstungsgegenstände müssen speziell für die vorgeschlagene Maßnahme erworben worden und nach den für den Antragsteller geltenden Steuer- und Buchführungsvorschriften abgeschrieben sein. Förderfähig ist nur der auf die Dauer der Maßnahme entfallende Abschreibungsanteil.


� 	Pauschale von maximal 7% des Gesamtbetrags der förderfähigen Kosten; die Kosten sind nicht förderfähig, wenn der Antragsteller während des betreffenden Zeitraums bereits einen Betriebskostenzuschuss von den Gemeinschaften erhält.


� 	Bei Punkt 4 gesondert auszuweisen. Dabei ist insbesondere anzugeben, ob diese Beiträge für spezifische Kosten vorgemerkt sind.


10	Personalkosten: Tatsächliche Arbeitsentgelte einschließlich Sozialabgaben und sonstiger in die Vergütung eingehender Kosten; ausschließlich aller sonstigen Kosten. Stundensätze beispielsweise sind keine förderfähigen Kosten. Handelt es sich bei dem Antragsteller um eine öffentliche oder staatlich subventionierte Einrichtung, so sind deren Bedienstete, die ggf. für die Maßnahme eingesetzt und aus dem Staatshaushalt besoldet werden, so zu behandeln, als würde ihre Vergütung vom Antragsteller oder von einem externen Geldgeber finanziert. Bitte berechnen Sie keine prozentualen oder anteiligen Gehälter! Wir benötigen die tatsächlichen vollständigen monatlichen Gehaltskosten jedes einzelnen Mitarbeiters. 


11 	Die Ausrüstung muss gemäß den für den Antragsteller geltenden steuerrechtlichen und buchhalterischen Vorschriften abgeschrieben werden. Förderfähig ist nur der Teil der Abschreibung der Ausrüstung, der dem durch die Vereinbarung abgedeckten Zeitraum entspricht. 


� 	Indirekte Kosten sind Kosten, die nicht als unmittelbar mit dem vorgeschlagenen Projekt zusammenhängende Kosten zugeordnet und gesondert abgerechnet werden können. In der Regel handelt es sich dabei um die Kosten für Miete, Strom, Telefon und Fax, Abschreibung vorhandener Ausrüstungen, Post, Betriebsmittel wie Papier, Stifte usw., die im Buchungssystem der Organisation nicht gesondert ausgewiesen werden können, sondern eher in die allgemeinen betrieblichen Aufwendungen der Organisation einfließen. 


� 	Amtsblatt L 248 vom 16.9.2002.


� 	  Amtsblatt L 8 vom 12.1.2001.
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